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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

Stand: März 2020 
 
1. Für sämtliche Rechtsgeschäfte zwischen dem Auftraggeber, in weiterer Folge AG, und dem 

Auftragnehmer Eventus-cpi GmbH, in weiterer Folge AN genannt, gelten ausschließlich diese 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Maßgeblich ist jeweils die zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses gültige Fassung. 

2. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für alle künftigen Vertragsbeziehungen, somit 
auch dann, wenn bei Zusatzverträgen darauf nicht ausdrücklich hingewiesen wird. 

3. Entgegenstehende Allgemeine Geschäftsbedingungen des AG sind ungültig, es sei denn, diese 
werden vom AN ausdrücklich schriftlich anerkannt. Mündliche Vereinbarungen oder 
Sondervereinbarungen mit Mitarbeitern des AN sind gegenstandslos. 

4. Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam sein 
und/oder werden sollten, berührt dies die Wirksamkeit der verbleibenden Bestimmungen und der 
unter ihrer Zugrundelegung geschlossenen Verträge nicht. Die unwirksame ist durch eine wirksame 
Bestimmung, die ihr dem Sinn und wirtschaftlichen Zweck nach am nächsten kommt, zu ersetzen. 

5. Das Rechtsverhältnis zwischen AN und AG ist ein Geschäftsbesorgungsauftrag mit 
Dienstleistungscharakter, kein Werkvertrag. 

6. Art und Umfang der zur Erfüllung des Auftrages erforderlichen Maßnahmen bestimmt der AN nach 
seinem pflichtgemäßen und fachlichen Ermessen. Er kann für die Durchführung auch Dritte einsetzen. 

7. Der AG verpflichtet sich während eines bestehenden Auftragsverhältnisses in derselben Sache nicht 
Dritte zu beauftragen oder gar selbst tätig zu werden. 

8. Der AG verpflichtet sich, während sowie bis zum Ablauf von drei Jahren nach Beendigung dieses 
Vertragsverhältnisses keine Geschäftsbeziehung zu Personen oder Gesellschaften einzugehen, deren 
sich der AN zur Erfüllung seiner vertraglichen Pflichten bedient. Der AG wird diese Personen und 
Gesellschaften insbesondere nicht mit solchen oder ähnlichen Leistungen beauftragen, die auch der 
AN anbietet. 

9. Die Vertragspartner verpflichten sich gegenseitig, alle Vorkehrungen zu treffen, die geeignet sind, die 
Gefährdung der Unabhängigkeit der beauftragten Dritten und Mitarbeiter des AN zu verhindern. Dies 
gilt insbesondere für Angebote des AG auf Anstellung bzw. der Übernahme von Aufträgen auf eigene 
Rechnung. 

10. Der AG verpflichtet sich, telefonische oder persönliche Gespräche mit dem AN vertraulich zu 
behandeln und deren Inhalte nicht an unbeteiligte Dritte weiterzugeben. Für Schäden, die dem AN 
durch die Verletzung dieser Pflicht entstehen, hat der AG Ersatz zu leisten.  

11. Der AG kann Einsicht in die ihn betreffenden Akten des AN verlangen. Akteneinsicht kann allerdings 
nur erfolgen, sofern dadurch keine Dritten in ihrem Grundrecht auf Geheimhaltung ihrer 
personenbezogenen Daten gemäß den Bestimmungen der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
gefährdet werden. 

12. Der AG hat keinen Anspruch auf die Bekanntgabe der Identität von Informanten, Auskunfts- und 
Kontaktpersonen, Erkenntnisquellen und Erkenntnismethoden des AN. Daten über Personen, die in 
keinem verifizierten Zusammenhang mit Straftaten (z.B. Erstverdächtige) oder die über keine passive 
Klagslegitimation verfügen, werden unter Hinweis auf die Bestimmungen der DSGVO ausnahmslos 
nicht bekannt gegeben. Daten dürfen gem. DSGVO vom AN nur solange in personenbezogener Form 
aufbewahrt werden, als dies für die Erreichung der Zwecke, für die sie ermittelt wurden, erforderlich 
ist. 
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13. Der AN kann den Auftrag jederzeit bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kündigen. Wichtige Gründe 
für eine Kündigung sind insbesondere falsche Angaben (siehe Pkt. 18) seitens des AG oder die nicht 
fristgerechte Begleichung gelegter Rechnungen, sowie ein Verstoß gegen Pkt. 6. 

14. Der AN wird jeweils eine zum Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung mit allen gesetzlich 
erforderlichen Merkmalen ausstellen. 

15. Der AG erklärt sich mit der Zusendung von Rechnungen in elektronischer Form durch den AN 
ausdrücklich einverstanden. 

16. Die Rechnungen des AN sind ohne Abzug sofort nach Erhalt zahlbar, sofern nicht anders auf der 
jeweiligen Rechnung angegeben. 

17. Im Falle der Nichtzahlung von Zwischenabrechnungen ist der AN von seiner Verpflichtung, weitere 
Leistungen zu erbringen, befreit. Die Geltendmachung weiterer aus der Nichtzahlung resultierender 
Ansprüche wird dadurch aber nicht berührt. 

18. Der AN ist ohne Rücksicht auf ein Verschulden berechtigt und verpflichtet, bekanntwerdende 
Unrichtigkeiten und Mängel an seiner Leistung zu beheben. Er wird den AG hiervon unverzüglich in 
Kenntnis setzen. Dieser Anspruch des AG erlischt sechs Monate nach Erbringen der jeweiligen 
Leistung. 

19. Der AN haftet dem AG für Schäden – ausgenommen für Personenschäden - nur im Falle groben 
Verschuldens (Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit). Dies gilt sinngemäß auch für Schäden, die auf vom 
AN beigezogene Dritte zurückgehen. 

20. Schadenersatzansprüche des AG können nur innerhalb von sechs Monaten ab Kenntnis von Schaden 
und Schädiger, spätestens aber innerhalb von drei Jahren nach dem anspruchsbegründenden 
Ereignis gerichtlich geltend gemacht werden. Der AG hat jeweils den Beweis zu erbringen, dass der 
Schaden auf ein Verschulden des AN zurückzuführen ist. 

21. Sofern Dritte an der Auftragserfüllung beteiligt sind und in diesem Zusammenhang Gewährleistungs- 
und/oder Haftungsansprüche gegenüber diesen Dritten entstehen, tritt der AN diese Ansprüche an 
den AG ab. Der AG wird sich in diesem Fall vorrangig an diese Dritten halten. 

22. Sämtliche Ansprüche aus dem Auftrag bleiben von allfälligen Regressansprüchen des AG gegenüber 
Dritten, sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach, unberührt. Eine Kompensation der 
Honorarforderung des AN einschließlich der Barauslagen mit einer Forderung des AG, welcher Art 
auch immer, ist ausgeschlossen, soweit nicht zwingende gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen. 

23. Der AG versichert, dass seine dem Auftrag zugrunde liegenden Angaben den Tatsachen entsprechen 
und dass keine gesetzwidrigen, sittenwidrigen oder staatsgefährdenden Ziele verfolgt werden. 

24. Erfolgt die Auftragserteilung nicht durch den AG persönlich, sondern durch eine ersuchte oder 
bevollmächtigte Person, so haftet diese mit dem AG zu ungeteilter Hand für alle Ansprüche. 

25. Ein erteilter Auftrag ist Grundlage für Ergänzungs- oder Folgeaufträge, welche persönlich, 
fernmündlich, schriftlich oder auf dem Weg der elektronischen Datenübertragung erteilt werden. 

26. Erfüllungsort ist der Sitz des AN. 

27. Es gilt ausschließlich österreichisches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts sowie der 
Verweisungsnormen des internationalen Privatrechts.  

28. Für sämtliche Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesen AGB und/oder sämtlichen 
Rechtsbeziehungen zwischen AG und AN, vereinbaren die Vertragsparteien die ausschließliche 
Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerichts am Sitz des AN. 
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Im Speziellen betreffend Beratungsgewerbe § 136 GewO 1994 

29. Der AG sorgt dafür, dass die organisatorischen Rahmenbedingungen bei Erfüllung des 
Beratungsauftrages an seinem Geschäftssitz ein möglichst ungestörtes, dem raschen Fortgang des 
Beratungsprozesses förderliches Arbeiten erlauben. 

30. Der AG wird den AN auch über vorher durchgeführte und/oder laufende Beratungen – soweit für den 
durchzuführenden Beratungsauftrag von Relevanz – umfassend informieren. 

31. Der AG sorgt dafür, dass dem AN auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Erfüllung und 
Ausführung des Beratungsauftrages notwendigen Unterlagen zeitgerecht vorgelegt werden und ihm 
von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des 
Beratungsauftrages von Bedeutung sind. Dies gilt auch für alle Unterlagen, Vorgänge und Umstände, 
die erst während der Beratungstätigkeit bekannt werden. 

32. Der AG sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die gesetzlich vorgesehene und gegebenenfalls 
eingerichtete Arbeitnehmervertretung (Betriebsrat) bereits vor Beginn der Tätigkeit des AN von dieser 
informiert werden. 

33. Der AN ist bei der Auftragserbringung weisungsfrei, handelt nach eigenem Gutdünken und in eigener 
Verantwortung. Er ist an keinen bestimmten Arbeitsort und keine bestimmte Arbeitszeit gebunden. 

34. Die Urheberrechte an den vom AN und seinen Mitarbeitern und beauftragten Dritten geschaffenen 
Produkten (insbesondere Angebote, Berichte, Analysen, Gutachten, Organisationspläne, Programme, 
Leistungsbeschreibungen, Entwürfe, Berechnungen, Zeichnungen, Datenträger etc.) verbleiben beim 
AN. Sie dürfen vom AG während und nach Beendigung des Vertragsverhältnisses ausschließlich für 
vom Vertrag umfasste Zwecke verwendet werden. Der AG ist insofern nicht berechtigt, das Produkt 
(die Produkte) ohne ausdrückliche Zustimmung des AN zu vervielfältigen und/oder zu verbreiten. 
Keinesfalls entsteht durch eine unberechtigte Vervielfältigung/Verbreitung des Produktes eine 
Haftung des AN – insbesondere etwa für die Richtigkeit des Produktes – gegenüber Dritten. 

35. Der Verstoß des AG gegen diese Bestimmungen berechtigt den AN zur sofortigen vorzeitigen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses und zur Geltendmachung anderer gesetzlicher Ansprüche, 
insbesondere auf Unterlassung und/oder Schadenersatz. 

36. Der AN verpflichtet sich zu unbedingtem Stillschweigen über alle ihm zur Kenntnis gelangenden 
geschäftlichen Angelegenheiten, insbesondere Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie jedwede 
Information, die er über Art, Betriebsumfang und praktische Tätigkeit des AG erhält. 

37. Weiters verpflichtet sich der AN, über den gesamten Inhalt des Auftrags sowie sämtliche 
Informationen und Umstände, die ihm im Zusammenhang mit der Auftragserbringung zugegangen 
sind, insbesondere auch über die Daten von Klienten des AG, Dritten gegenüber Stillschweigen zu 
bewahren. 

38. Der AN ist von der Schweigepflicht gegenüber Mitarbeitern, involvierten Dritten und Stellvertretern, 
denen er sich bedient, entbunden. Er hat die Schweigepflicht aber auf diese vollständig zu überbinden 
und haftet für deren Verstoß gegen die Verschwiegenheitsverpflichtung wie für einen eigenen Verstoß. 

39. Die Schweigepflicht reicht unbegrenzt auch über das Ende dieses Vertragsverhältnisses hinaus. 
Ausnahmen bestehen im Falle gesetzlich vorgesehener Aussageverpflichtungen. 

40. Der AN ist berechtigt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen der Zweckbestimmung 
des Vertragsverhältnisses zu verarbeiten. Der AG leistet dem AN Gewähr, dass hierfür sämtliche 
erforderlichen Maßnahmen insbesondere jene im Sinne der DSGVO, wie etwa 
Zustimmungserklärungen der Betroffenen, getroffen worden sind. 
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Im Speziellen betreffend Sicherheitsgewerbe § 129 GewO 1994 

41. Der Eintritt eines bestimmten Erfolges kann zwar erwartet, nicht jedoch garantiert werden, da 
empirische Vorgänge nicht vorhersehbar sind. Der AG nimmt zur Kenntnis, dass es zu Situationen im 
Straßenverkehr kommen kann, die eine Aufrechterhaltung der Observation nicht zulassen. Genauso 
kann es im zwischenmenschlichen Bereich zu Situationen kommen, die ebenfalls eine Fortführung von 
bestimmten Ermittlungen unmöglich machen. Die vereinbarte Mindestverrechnungszeit bleibt hiervon 
unberührt. 

42. Das Risiko jedes Auftrages trägt der AG mit der Verpflichtung, den AN daraus schad- und klaglos zu 
halten. 

43. Eine kostenfreie Stornierung von Einsätzen muss mindestens 7 Tage vor dem vereinbarten 
Einsatzbeginn schriftlich erfolgen. Bei einer Stornierung weniger als 7 Tage, aber mehr als 2 Tage vor 
Einsatzbeginn kommt eine Stornogebühr in Höhe von 50% des geplanten Einsatzes zur Verrechnung. 
Bei einer Stornierung weniger als 48 Stunden vor Einsatzbeginn wird der geplante Einsatz zu 100% 
verrechnet. 
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